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Kleine Anfrage 1119 
der Abgeordneten Dr. Daniela Oeynhausen (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Sicherstellungszuschlag für Kliniken und Änderungen zur Überprüfung der Qualitäts-
kriterien 

Mit dem Sicherstellungszuschlag1 nach § 17b Absatz 1 Satz 6 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes in Verbindung mit § 5 Absatz 2 des Krankenhausentgeltgesetzes und § 136c 
SGB V sollen Krankenhäuser finanziell unterstützt werden, die für die regionale Basisver-
sorgung der Bevölkerung unverzichtbar sind, deren Vorhaltung jedoch aufgrund geringer 
Fallzahlen nicht kostendeckend ist. Die Zuschläge werden zusätzlich zu den Fallpauschalen 
gezahlt und sollen das strukturell bedingte Defizit ausgleichen. 

Nach § 12 Absatz 5 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes kann ein 
Sicherstellungszuschlag in Brandenburg nur gewährt werden, wenn eine nachgewiesene 
Betriebsgefährdung vorliegt, die durch ein Testat einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirt-
schaftsprüfers bzw. einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu belegen ist. Die konkreten Vo-
raussetzungen für die Zuschlagsfähigkeit hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
festgelegt. Danach kommen insbesondere Fachabteilungen für Innere Medizin und Chirur-
gie, Geburtshilfe/Gynäkologie sowie Kinder- und Jugendmedizin für einen Zuschlag in Be-
tracht, sofern durch eine mögliche Schließung bestimmte Erreichbarkeits- und Einwohner-
dichtekriterien überschritten würden. 

Zuletzt wurden die bundesrechtlichen Vorgaben geändert. Krankenhäuser müssen für die 
Gewährung eines Sicherstellungszuschlags nicht mehr nachweisen, dass sie die Stufe der 
Basisnotfallversorgung nach den Notfallstufen des G-BA vorhalten. Der GKV-Spitzenver-
band hat diese Änderung kritisiert und befürchtet, dass dadurch Beitragsmittel ohne ent-
sprechenden Qualitäts- und Strukturnachweis fließen. Er schrieb hierzu: „Wir bedauern, 
dass geförderte Standorte jetzt nicht mehr nachweisen müssen, dass sie an der Notfallver-
sorgung teilnehmen und entsprechende Strukturen vorhalten.“ Und: „Das ist nicht im Sinne 
der Versichertengemeinschaft und derer Arbeitgeber“. 
 

 
1 Vgl. „Sicherstellungszuschläge für Krankenhäuser“, in: https://www.g-ba.de/themen/bedarfsplanung/sicherstellungszu-
schlaege/, abgerufen am 01.06.2026; „Mehr Krankenhäuser im ländlichen Raum erhalten Sicherstellungszuschlag“, in: 
https://www.aerzteblatt.de/news/mehr-krankenhauser-im-landlichen-raum-erhalten-sicherstellungszuschlag-2b2fee41-
4e6a-4d8b-a26b-edfa1f883c55 (09.07.2025), abgerufen am 01.06.2026. 



Landtag Brandenburg Drucksache 8/3031  

- 2 - 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Krankenhäuser welcher Träger haben seit seiner Einführung den Sicherstel-
lungszuschlag erhalten,  

a) in welcher Höhe (in Euro), 

b) für welches notwendige Vorhalten nach § 5 Absatz 1 der Sicherstellungszu-
schläge-Regelungen des G-BA (bitte nach Punkt 1 bis 3 aufschlüsseln), 

c) bei welchem Defizit des Krankenhauses im Jahr vor der Vereinbarung und 

d) bei welcher Anzahl der Einwohner, die durch die Schließung des Krankenhauses 
länger als 30 bzw. 40 Pkw-Fahrzeit-Minuten benötigen würden, um ein anderes 
Krankenhaus der Grundversorgung zu erreichen? 

Bitte entsprechend jährlich aufschlüsseln und, wenn möglich, tabellarisch darstellen. 

2. Wie lauten die Antworten im Sinne der Frage 1 für den „kleinen Sicherstellungszu-
schlag“ nach § 9 Absatz 1a Nummer 6 KHEntgG? 

3. Gibt es weitere Fördermittel aufgrund welcher gesetzlichen Regelungen für Häuser, 
damit diese eine regionale Grundversorgung für die Bevölkerung vorhalten, und wenn 
ja, welche und von welchen Akteuren und in welcher Höhe wurden diese seit 2020 an 
welche Krankenhäuser ausgereicht? Bitte entsprechend jährlich aufschlüsseln. 

4. Wie verläuft das genaue Prozedere, damit Krankenhäuser den Sicherstellungszu-
schlag erhalten? Bis wann muss das Krankenhaus der Landesbehörde welche Unter-
lagen/Nachweise für eine positive Bescheidung vorlegen? Welche weiteren Prüfungen 
leiten welche Landesbehörden ein und wann werden die Unterlagen an wen weiterge-
reicht? 

5. Wie lange ist die Median-Bearbeitungsdauer eines Falles zur Erlangung des Sicher-
stellungszuschlags vom Eingang des Antrags des Krankenhausträgers bis zur Zustel-
lung des Bescheides, wie lange war die kürzeste Bearbeitungsdauer und wie lange die 
langwierigste (bitte nach Bearbeitung Land und Bund trennen)? Bitte jährlich zu ent-
sprechenden Stichtagen seit dem Jahr 2020 aufschlüsseln. 

6. Wie viele Mitarbeiter sind in der Landesregierung bzw. in ihren nachgeordneten Be-
hörden mit der Bearbeitung des Sicherstellungszuschlags betraut und welchen jährli-
chen Personal- und Sachkosten entspricht dies? Bitte jährlich aufschlüsseln. 

7. Was unternimmt die Landesregierung, um die Bearbeitungsdauer der Prüfung zu re-
duzieren? 

8. Ist der Landesregierung bekannt, dass Träger ihren Anspruch einklagen wollten/ein-
geklagt haben? Wenn ja, wann, welche Träger waren dies und mit welchem Ergebnis 
des Klageverfahrens? 
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9. Wie beurteilt die Landesregierung die Kritik vonseiten der GKV-Spitzenverbandes im 
Sinne der Vorbemerkung? Welche Krankenhäuser erhalten in Brandenburg den Si-
cherstellungszuschlag, ohne die vormals geforderte Stufe der Basisnotfallversorgung 
zu erfüllen? Wirkt die Landesregierung auf die Häuser ein, damit die ehemals hohen 
Qualitätskriterien möglichst von allen Sicherstellungshäusern erfüllt werden? Wenn ja, 
wie genau? Wenn nein, warum hält die Landesregierung dies bzw. die (Überprüfung 
der) Qualitätskriterien für überflüssig? 
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